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AKTUELL 
Mehr Propaganda 

(spk) Mit einer neuen Propagan­
da-Abteilung will das kommunisti­
sche Regime in China dem überwie­
gend negativen Bild im Ausland 
entgegenwirken. Dies betonte der 
Direktor des neugebildeten Nach­
richtenbüros des Staatsrats, Zhu 
Muzhi, am Donnerstag in Peking 
vor ausländischen Journalisten. 

Indien: Erste Festnahmen 
Das indische Zentralkriminalamt 

hat am Mittwoch in Madras in Süd­
indien eine Krankenschwester und 
ihren Sohn festgenommen, die ver­
dächtigt werden, Hintermännern 
des Gandhi-Attentats Unterschlupf 
gewährt zu haben. Auch die Frau, 
die mit Gandhi auch sich selbst in 
die Luft gesprengt haben soll, habe 
bei den beiden gewohnt. 

Fernsehdirektor angeschossen 
D e r  Generaldirektor des staatli­

chen indischen Fernsehens, Shiv 
Sharma, ist am Donnerstag morgen 
in Delhi an einer Bushaltestelle von 
mehreren unbekannten Attentätern 
angeschossen und schwer verletzt 
worden. Das meldete die indische 
Nachrichtenagentur UNI. Weitere 
Einzelheiten wurden zunächst nicht 
bekannt. 

Verhältnismässig ruhig 
D e r  zweite Tag der indischen Par­

lamentswahl ist weitaus friedlicher 
verlaufen als der  erste am 20. Mai. 
Dennoch kam es im unruhigen Nor­
den des ostindischen. Bundesstaates 
Bihar zu schweren Zusammenstös-
sen zwischen verfeindeten Partei­
gängern, bei denen mindestens 14 
Menschen getötet wurden. Widrige 
Wetterbedingungen in verschiede­
nen Teilen Indiens trugen dazu bei, 
dass die Wahlbeteiligung mit weni­
ger als 50 Prozent gering ausfiel. 

Ist eine Eingrenziing der Drogenszene bei offenen Grenzen möglich? 
Das Drogenkonzept aus dem Jahre 1983 soll überarbeitet werden - Offenbar haben die vorgeschlagenen Massnahmen bisher nicht gegriffen 

(G. M.) - Die Meldung, dass gegen 129 
jugendliche Drogenkonsumenten durch 
Staatsanwaltschaft und Polizei ermittelt 
werde, schlug vor wenigen Wochen mit 
grosser Heftigkeit auf unsere eher selbst­
gefällig operierenden politischen Behör­
den ein. Seit 1983 besteht in unserem 
Land ein Drogenkonzept, doch scheinen 
entweder die Massnahmen nicht griffig 
genug zu sein oder es besteht ein Durch­
setzungsproblem, denn sonst hätte dieser 
relativ grosse Kreis jugendlicher Drogen­
konsumenten nicht entstehen können. 
Vor knapp zwei Jahren hat der Landtag 
der Regierung den Auftrag gegeben, das 
Drogenkonzept zu überarbeiten. Im 
Herbst soll das neue Konzept, das nach 
Angaben von Regierungsrat Dr. Peter 
Wolff allerdings keine völlige Neuord­
nung bringen wird, dem Parlament vor­
liegen. 

Der  Landtag hielt sich 1989 bei der  
Überweisung des Postulates zur Drogen­
politik recht kurz. «Die Regierung wird 
eingeladen», hiess es im Vorstoss, «eine 
umfassende Konzeption auszuarbeiten, 
welche die direkte Hilfe im Drogenbe­
reich, die Entziehungs-, Therapie- und 
Resozialisierungsmöglichkeiten enthält.» 
Die Notwendigkeit zur Überarbeitung 
des bestehenden Drogenkonzeptes wurde 
dadurch unterstrichen, dass Vertreter 
beider Landtagsfraktionen zu den Unter­
zeichnern gehörten. Die bei der Überwei­
sung gemachten Ausführungen zeigten 
allerdings erhebliche Unterschiede in der  
Bewertung des gegenwärtigen Zustandes 

EG-Parlament für 
Albanien-Hilfe 

Strassburg (spk/dpa) Die Europäische 
Gemeinschaft will nach Angaben des 
EG-Aussenkommissars Frans Andriessen 
diplomatische Beziehungen zu Albanien 
aufnehmen. Der  EG-Ministerrat werde 
nächsten Montag über die Frage beraten, 
erklärte Andriessen am Donnerstag vor 
dem Europa-Parlament in Strassburg. 

In einer mit grossem Mehr verabschie­
deten Resolution fordern die Abgeordne­
ten ein Soforthilfeprogramm der E G  und 
der U N O  wie auch ein langfristiges Auf­
bauprogramm für Albanien, um die bitte­
re  Armut des Landes zu bekämpfen und 
wirksame Reformen einzuleiten. Nach 
Ansicht des Parlaments sollte die Wirt­
schaftshilfe der Industriestaaten von den 
ernsthaften Demokratisierungsbemühun­
gen der Regierung in Tirana abhängig 
gemacht werden. 

«Weil Albanien für Europa von grosser 
Bedeutung ist, sollte alles getan werden, 
um dort die Demokratie und Achtung der 
Menschenrechte zu sichern,» heisst es in 
der Resolution. Die Abgeordneten äus­
serten sich befriedigt über die Bildung 
einer Regierung mit Vertretern der ver­
schiedenen Parteien und der unabhängi­
gen Gewerkschaften. 
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Das Drogenkonzept soll nach dem Willen des Landtags überarbeitet werden. Ein neues 
Konzept, das allerdings wenig substantielle Neuerungen enthalten soll, wird au f  den 
Herbst von der Regierung vorgelegt. Inzwischen gelangen die Ermittlungen gegen 129 
jugendliche Drogenkonsumenten der Staatsanwaltschaft und der Polizei zu ihrem 
Ende. (Archivbild mit jugendlicher Drogenkonsumentin) 

oder der  damaligen Situation. Wie weit 
entrückt Parlamentarier von der Wirk­
lichkeit sein können, verdeutlichte der 
VU-Abgeordnete Hermann Hassler, der 
erklärte, das Problem des illegalen Dro­
genhandels und Drogenkonsums habe in 
unserem Land «derzeit an Brisanz verlo­
ren» und die «jetzige Phase der Beruhi­
gung» sollte benützt werden, um die Ent-
ziehungs-Therapie- und Resozialisie­

rungsmöglichkeiten umfassend neu zu 
konzipieren. 

Herkömmliche Strategien haben versagt 
Weniger blauäugig erwies sich der 

FBP-Abgeordnete Dr. Dieter Walch, der 
einleitend knapp, aber prägnant ausführ­
te: «Die herkömmlichen Strategien zur 
Bekämpfung des Drogenmissbrauchs ha­
ben weitgehend versagt.» Seine Aussage, 

Errichtung einer EFA-Vertretung in Genf 
Die Regierung unterbreitet dem Landtag einen Antrag zum EFTA-Beitritt am 1. September 

(G.M.) - Das Fürstentum Liechtenstein wird der Europäischen Freihandelszone (EFTA) als siebtes Mitgliedland 
beitreten. Der EFTA-Ministerrat gab am 22. Mai 1991 in Wien seine grundsätzliche Zustimmung, nachdem das Beitrittsge­
such am 1. März 1991 durch Regierungschef Hans Brunhart in Genf eingereicht worden war. Die Regierung hat dem 
Landtag nun einen Antrag für den EFTA-Beitritt unterbreitet, der auch die finanziellen Konsequenzen der Vollmitglied­
schaft enthält. Die offizielle Aufnahme Liechtensteins in die EFTA soll am 1. September 1991 erfolgen. 

Liechtenstein war seit der  Gründung März 1991 einen Antrag über die EF- nähme der Garantieverpflichtung über 
der  EFTA über den Zollvertrag mit de r  
Schweiz in die Freihandelszone inte­
griert, wobei die Schweiz nach den Be­
stimmungen des Zollvertrages den klei­
neren Vertragspartner vertrat. Im Zu­
ge der Teilnahme Liechtensteins am 
europäischen Integrationsprozess hatte 
sich die Regierung für eine verstärkte 
Zusammenarbeit ausgesprochen und 
konnte im Einverständnis mit den sechs 
EFTA-Mitgliedstaaten und der Euro­
päischen Gemeinschaft bei der Auf­
nahme der offiziellen EWR-Verhand-
lungen am 20. Juni 1990 als siebter 
Verhandlungspartner auf Seite der  EF­
TA mit von der Partie sein. 

Im Rahmen dieser Verhandlungen 
äusserte Liechtenstein den Wunsch, die 
vertraglichen Beziehungen mit der Eu­
ropäischen Freihandelsassoziation zu 
verstärken, die bis anhin nur über  ein 
Sonderprotokoll bestanden, das die 
Vertretung Liechtensteins durch die 
Schweiz festlegte. In Absprache mit 
der Schweiz reichte Liechtenstein am 1. 

TA-Vollmitgliedschaft ein, nachdem 
vorher mit der Eidgenossenschaft eine 
Änderung des Zollvertrages von 1923 
vorgenommen worden war. Gemäss 
dieser Änderung, die vom Landtag be­
reits gutgeheissen wurde, kann Liech­
tenstein selbständig Mitglied von inter­
nationalen Wirtschaftübereinkommen 
werden, sofern die Schweiz ebenfalls 
Mitglied ist. 

Die liechtensteinische Beitrittsur­
kunde zur EFTA enthält nach dem Be­
richt der  Regierung die Erklärung des 
Beitritts, die Erklärung der Annahme 
der sogenannten Verständigungsproto­
kolle, die einseitige Massnahmen ein­
zelner EFTA-Mitgliedstaaten betreffen 
und Meistbegünstigungsklauseln, pro-
tektionistische Massnahmen und quan­
titative Einschränkungen umfassen. 
Ferner ist eine Erklärung des Beitritts 
zum Protokoll über Rechtsfähigkeit, 
Privilegien und Immunitäten der EF­
TA dabei sowie die Erklärung der An-

die EFTA-Personalversicherungskasse. 
Wie die Regierung in ihrem Bericht 

an den Landtag weiter erwähnt, wurde 
der liechtensteinische Beitragsanteil an 
das EFTA-Budget generell auf 0,6 Pro­
zent festgelegt. Für das Budgetjahr 
1990-1991 beläuft sich der Betrag damit 
auf 161 604 Fr. - allerdings ist vorerst 
nur der  Teilbetrag von 53 868 Fr. zu 
entrichten, weil der Beitritt erst am l. 
September 1991 erfolgt. 

Die Regierung erachtet es als not­
wendig, dass am EFTA-Hauptsitz in 
Genf eine Ständige Vertretung einge­
richtet wird. Sie soll in erster Linie die 
Aufgaben aus dem EFTA-Beitritt 
wahrnehmen, könnte aber auch für die 
Vertretung bei den in Genf  tätigen 
UNO-Organisationen eingesetzt wer­
den. In die Aufgabenwahrnehmung der 
Ständigen Mission sollen nach Bedarf 
auch diplomatische Mitarbeiter der 
Botschaft in Bern bzw. des Amtes für 
Auswärtige Angelegenheiten einbezo­
gen werden. 

Wirtschaftsaufschwung frühestens Ende Jahr erwartet 
Kommission für Konjunkturfragen revidiert Prognose - Teuefungsrückgang nächstes Jahr 

Bern (AP) Die Kommission für Kon­
junkturfragen des Bundes hat ihre Wirt­
schaftsprognosen für die Schweiz nach 
unten revidiert. Mit einem Wiederauf­
schwung könne frühestens Ende Jahr ge­
rechnet werden, und die Teuerung werde 
erst nächstes Jahr deutlich zurückgehen, 
schreibt das beratende Organ des Bun­
desrats in seinem am Donnerstag veröf­
fentlichten Quartalsbericht. Insgesamt 
dürfte die Schweizer Wirtschaft im lau­
fenden Jahr stagnieren. 

Die paritätisch zusammengesetzte 
Kommission für Konjunkturfragen hatte 
in ihrem letzten Bericht noch einen Wie­
deraufschwung im zweiten Halbjahr in 
Aussicht gestellt. Mit ihrer neuesten Pro­

gnose schwenkt sie nun auf die Linie der 
Schweizerischen Nationalbank ein, die 
kürzlich eine Stagnation für das laufende 
Jahr vorausgesagt hatte. Beim Teue­
rungsverlauf ist die Konjunkturkommis­
sion noch etwas zurückhaltender als die 
Notenbank, weist aber zugleich darauf 
hin, dass die Bremsspuren der  Inflation 
nicht länger als in den beiden letzten Re­
striktionsphasen geworden seien. 

Trotz des Rückgangs des realen Brut-
toinlandprodukts im ersten Quartal sowie 
der steigenden Kurzarbeit und Arbeitslo­
sigkeit beurteilt die Kommission die 
Wirtschaftssituation in der  Schweiz je­
doch nicht als dramatisch. Insgesamt prä­
sentiere sich das Bild einer Wirtschaft, 

deren Aktivitäten sich auf das Niveau 
ihrer mittelfristigen Wachstumsmöglich­
keiten zurückbildeten, heisst es im Be­
richt. Die Beschäftigung werde insgesamt 
stagnieren. 

Anzeichen einer konjunkturellen Er­
holung dürften nach der Erwartung der 
Kommission erst im späteren Jahresver­
lauf sichtbar werden. Die Exportwirt­
schaft werde in den kommenden Mona­
ten von den sich verbessernden Wirt­
schaftsaussichten in den OECD-Ländern 
noch kaum profitieren. Der  relativ hohe 
Frankenkurs sowie Verteuerungen bei 
verschiedenen Produktionsfaktoren dürf­
ten auch die preisliche Konkurrenzfähig­
keit der  Exportindustrie beeinträchtigen. 

vor ungefähr zwei Jahren gemacht, hat 
durch die Ermittlungen von Staatsanwalt­
schaft und Polizei gegen 129 Jugendliche, 
die Drogen konsumiert oder untereinan­
der gehandelt haben, ihre relativ rasche 
Bestätigung erhalten. Etwas eigenartig 
mutet deshalb die Erklärung von Regie­
rungsrat ,Dr. Peter Wolff am kürzlich 
stattgefundenen Pressegespräch an, dass 
das neue Drogenkonzept keine wesentli­
chen Neuerungen enthalten werde, son­
dern nur in Nuancen vom bestehenden 
Konzept abweiche. Seine Äusserung, 
dass das Drogenproblem «an der Wurzel 
gepackt» werden müsse, erscheint zwar 
richtig, doch kann die Frage gestellt wer­
den, ob diese Vorstellung nicht schon 
bisher im Zentrum der  behördlichen Dro­
genpolitik gestanden habe. 

Therapeutisches Angebot fehlt 
Ferner müsste es eine Überprüfung der 

Frage geben, ob man mit den Rezepten 
von 1980 die Drogenproblematik der  
neunziger Jahre bewältigen kann. Die 
Arbeitsgruppe, die das Drogenkonzept 
schuf, ist bereits 1980 von der Regierung 
eingesetzt worden. Inzwischen dürften 
sich die Bedingungen rund um den Dro­
genmarkt und teilweise auch das gesell­
schaftliche Umfeld etwas verändert ha­
ben. Geblieben ist zweifellos das Pro­
blem, das die Regierung als Einleitung 
zum Drogenbericht 1983 schon ansprach: 
«Liechtenstein ist ein Grenzland mit offe­
nen Grenzen zur Schweiz. Eine Eingren­
zung der  Drogenszene ist daher nur 
schwer möglich. Die Grenznähe und der 
Fremdenverkehr ermöglichen dem Dro­
genmilieu eine gute Versorgung mit Be­
täubungsmitteln:» 

Auch war damals schon festgehalten 
worden, was in gewissem Sinne mit der 
Entdeckung der 129 jugendlichen Dro­
gendelinquenten die Bestätigung erhält, 
dass «den Jugendschutzbestimmungen zu 
wenig Nachachtung verschafft wird». Der  
Handlungsbedarf in diesem Bereich wur­
de also bereits vor rund einem Jahrzehnt 
ermittelt und die Forderung gestellt, «den 
polizeilichen Einsatz auch in diesem Be­
reich zu verstärken.» Und  die Regierung 
verband mit dieser Vorstellung die Hoff­
nung, eine «verstärkte polizeiliche Prä­
senz sollte es zustandebringen, dem Platz 
Liechtenstein die Attraktivität zur Ab­
wicklung illegaler Drogengeschäfte zu 
nehmen.» 

Treten an Ort? 
Wenn nun nach Angaben des zuständi­

gen Ressortinhabers der Regierung keine 
Änderungen grundlegender Natur vorge­
nommen werden sollen, wird sich das 
neue Drogenkonzept auf die wesentli­
chen Aussagen des bestehenden Konzep­
tes beschränken. Zur  Drogenszene hielt 
die Drogenkommission 1983 als «Beob­
achtungen in Liechtenstein» fest: 
• Auch bei den Jugendlichen ist der Al­
kohol in verstärktem Masse die Droge 
Nr. 1 
• Es ist eine starke Tendenz von der 
weichen Droge (Cannabis) zur harten 
Droge (Heroin) festzustellen 
• Die massive Zunahme der Beschaf­
fungskriminalität folgt daraus, dass He­
roinkonsumenten aufgrund der psychi­
schen und physischen Verfassung auf kri­
minelle Mittelbeschaffung angewiesen 
sind 
• Die Anzeigen an die Staatsanwalt­
schaft wegen Konsum von Heroin sind 
von 1980 bis 1982 sprunghaft gestiegen. 
Treten die Behörden eigentlich an Ort?  
Oder  hat sich hier etwas geändert? 
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